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„Dann geh doch!“
Kanzler ohne Kurs: Die Regierung Schröder ist dabei, ihre zweite Chance zu verstolpern.

Die versprochene Reformpolitik kommt nicht voran. Im Schatten des Krieges 
erringt die Traditions-SPD bizarre Siege: viele 630-Mark-Jobs vernichtet, Steuerreform zerredet.
AP
Irgend etwas kommt immer dazwischen.
Erst war es Oskar Lafontaine, der die
Reformer um Kanzler Gerhard Schrö-

der untätig erstarren ließ. Dann kam der
Krieg im Kosovo, der die ganze Kraft des
Regierungschefs forderte.

Was wird den Kanzler als nächstes da-
von abhalten, das zu tun, wofür er gewählt
wurde: das Land und seine Wirtschaft, die
überbordenden Sozialsysteme und sein lei-
stungsfeindliches Steuersystem grundle-
gend zu reformieren – kurz: Deutschland
zukunftsfähig zu machen? 
Mit der wohlklingenden Formel von der
„neuen Mitte“, die nach Aufbruch, Mo-
dernisierung und Innovation klingen soll,
hatte Gerhard Schröder im Wahlkampf 
für die SPD eine neue Klientel gewonnen.
Die Formel war ein Versprechen: Die Pro-
bleme des Landes sollten ohne ideologi-
sche Scheuklappen angegangen werden.
Es blieb beim Versprechen – was sich hin-
ter der flotten Formel verbirgt, ist heute
unklarer denn je. Auch 31 Wochen nach
dem Wahlsieg und 8 Wochen nach dem Ab-
tritt seines Widersachers Oskar Lafontaine
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ist Schröder ein Kanzler ohne klares 
Kursziel.

Im Grabenkrieg der beiden SPD-Gran-
den faszinierte vor allem die Frage: Wer
gewinnt? Nun, ohne den Rivalen, konzen-
triert sich alles auf den Regierungs- und
Parteichef Schröder. Doch die Fragen sind
eher lauter geworden: Wieviel Kraft hat er,
der SPD einen Reformkurs aufzuzwingen?
Und will er das wirklich?

Was getan werden muß, ist unter nahe-
zu allen Ökonomen unumstritten: Der So-
zialstaat muß umgebaut werden – weil er
Die verhinderten Reformer
Gerhard Schröder, Bundeskanzler,
Bodo Hombach, Kanzleramtsminister 

Bislang konnten sich der Kanzler und sein Chef-
stratege nicht gegen die große Koalition der Sozial-
politiker durchsetzen. Schröder versuchte, das Ge-
setz zur Scheinselbständigkeit zu korrigieren – und
scheiterte in der Fraktion. Hombach plädiert für eine
große Steuerentlastung von Firmen und Beschäftig-
ten – und findet bisher kaum Mitstreiter. 
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immer weniger zu finanzieren ist und da-
bei sein eigentliches Ziel auch noch ver-
fehlt: den wirklich Bedürftigen zu helfen.
Das Steuersystem muß entrümpelt, die
Steuersätze müssen gesenkt werden – sie
hemmen das Wachstum, ersticken die Ei-
geninitiative und fördern die Schwarz-
arbeit.

Wie will Schröder diese versprochene
Modernisierung angehen? Ein paar Vorga-
ben („Wir müssen ein Reformkabinett
sein“), ein Wirtschaftsminister aus der
Wirtschaft (erst Stollmann, dann Müller) –
mehr zu leisten, war er bisher kaum bereit.
Schröder setzte auf den Zeitgeist, hoffte
auf die Konjunktur, den richtigen Ruck soll
die Diskussion am Runden Tisch der Bünd-
nisgespräche bringen.

Doch nichts ruckt, im Gegenteil: Die alte
SPD muckt auf – und zeigt immer deutli-
cher, daß sie von ihrem Kanzler und seinen
Vorstellungen nichts hält.

Mit Hingabe debattierten die Genossen
über neue Steuererhöhungen, nach der
Ökosteuer ist nun die Mehrwertsteuer dran
– statt zunächst zu fragen, wo gespart wer-
den kann.

Im Schatten des Kosovo-Krieges errin-
gen vor allem die Sozialpolitiker erstaunli-
che Siege: Sie vernichten viele 630-Mark-
Jobs, weil sie diese abgabenpflichtig – und
damit unattraktiv – machen. Sie gängeln
Selbständige durch höhere Abgaben und
mehr Bürokratie, weil sie die angebliche
Gefahr der Scheinselbständigkeit bekämp-
fen wollen. Und sie demütigen den Kanzler.

Auf der letzten Fraktionssitzung, in der
Schröder für eine Änderung der aktuellen
Sozialgesetze warb, protestierten sie. Und
als Schröder noch immer für Korrekturen
votierte, fiel jener schmerzhafte Satz, den
der Kanzler zunächst kaum fassen konnte:
„Dann geh doch.“

Der Kanzler mag im Wahlkampf erfolg-
reich Wähler der neuen Mitte geworben
haben, eine Partei der neuen Mitte führt er
nicht: In der Fraktion hat die alte SPD das
Sagen, die Partei der Lehrer, der Gewerk-
schaften und der Sozialpolitiker – eine Ko-
alition der Besitzstandswahrer, die jede
Änderung des Status quo bekämpft.

Noch verdeckt der Krieg die Misere.
Wochenlang konnte der Kanzler, der mitt-
lerweile zum Kriegsherrn mutierte, den
trüben Start in Bonn verdrängen. Im Ko-
sovo-Konflikt zeigte er plötzlich ungeahn-
te Führungsstärke, ver-
gessen waren die Bilder
vom Kaschmir-Kanzler,
von Cohiba, Chablis und
„Wetten, daß…?“ 

Auch die Mitglieder
des rot-grünen Kriegs-
kabinetts demonstrier-
ten erstaunliche Ge-
schlossenheit. Alles an-
dere ging derweil im me-
dialen Grundrauschen
unter. Die Abendnach-

Die Tradi
Die SPD-Bundest
noch nicht auf d
umgestellt: Die 
am liebsten Meh
Oppositionszeite
Steuersenkung 
Mehrheit. Die In
schaft finden in 
Gehör.
d e r  s p i e g e l  1 8 / 1 9 9 9
Die Bremser
Klaus Zwickel, Vorsitzender der
IG Metall
Rudolf Dreßler, Sozialpolitischer
Sprecher der SPD-Bundestags-
fraktion 

Der mächtige Gewerkschafts-
boß und der SPD-Sozialexper-
te kämpfen seit Jahren Seite
an Seite: für mehr Kindergeld,
für Schlechtwettergeld, für
Arbeitszeitverkürzung und
eine großangelegte staatli-
che Arbeitsmarktpolitik. Einen
schlankeren Staat und Steu-
ererleichterungen für Unter-
nehmen lehnen beide ab.
Dreßler ist einer der hart-
näckigsten Widersacher der
Modernisierer. 
tionalisten
agsfraktion hat sich
ie Regierungsarbeit
Abgeordneten fordern
rausgaben – wie zu
n. Für eine deutliche

gibt es derzeit keine
teressen der Wirt-
der Fraktion kaum
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SPD-Vorsitzender Lafontaine, Genossen*: Das Gedankengut wirkt noch heute nach
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Die Wähler wollten Entscheidungen –
und bekamen neue Gremien
richten wurden bestimmt von Marschflug-
körpern und Flüchtlingsströmen – nicht
von Atomausstieg oder Steuerwirrwarr.

Wenn der Krieg abklingt, wird spürbar
werden, daß die Regierung in der Innen-
politik lediglich Luftlöcher produzierte –
große Turbulenzen um nichts. Wirbel-
kanzler Schröder kann bei seinem wich-
tigsten Vorhaben, dem Abbau der Arbeits-
losigkeit, kaum etwas vorweisen.

Der Umbau des Sozialstaats – kommt spä-
ter. Der Niedriglohnsektor – wird noch dis-
kutiert. Die große Rentenreform – derzeit
kein Thema. Das Bündnis für Arbeit – ein
Debattenzirkel mit ungewissem Ausgang.

An keiner Stelle ist seiner Regierungs-
mannschaft bisher der Durchbruch gelun-
gen. Schlimmer noch: Nicht mal eine
Druckstelle ist erkennbar, an der sich ein
künftiger Durchbruch abzeichnet.

Erstmals ist sogar eine gewisse Verzagt-
heit im Reformerlager spürbar. Die große
Erneuerung des Rentensystems, von allen
Experten aufgrund der Altersstruktur der
Gesellschaft als zwingend angesehen, wird
es mit Schröder womöglich gar nicht geben.

„Laß mir die Rentner in Ruhe“, befahl
er seinem Arbeitsminister. Die Begründung
für die neue Vorsicht liefern die Schröder-
Getreuen nach: „Wenn der Riester das
Thema anpackt, treibt es uns schon heute
den Angstschweiß auf die Stirn.“

* Auf dem SPD-Bundesparteitag am 2. Dezember 1997
in Hannover.
Die Zustimmung zur Regierungskoali-
tion ist bereits gesunken – minus sieben
Prozentpunkte seit Jahresende, sagt Infra-
test. Fänden morgen Neuwahlen statt, wäre
die Mehrheit womöglich dahin.

Die neue Mitte ist offenbar enttäuscht:
Dienstleister Schröder hat ihr derzeit keine
überzeugende Performance zu bieten.

Die Wähler wollten Entscheidungen –
und bekamen neue Gremien. Ihnen wurde
ökonomische Modernisierung versprochen,
und sie erleben die Renaissance einer so-
zialen Verteilungsdebatte, die schon in der
Ära Helmut Schmidt die Partei (nicht den
Kanzler) dominierte. Sie gaben der Regie-
rung in den Umfragen eine zweite Chance
und müssen nun mit ansehen, wie die Bon-
ner Truppe mit geradezu grimmiger Ent-
schlossenheit dabei ist, sie zu verspielen.

Allmählich erkennt der Aufsteiger
Schröder, bisher gesegnet mit Glück und
einem unausrottbaren Situationscharme,
daß der Aufstieg zum Reformkanzler so
nicht glücken kann. Selbst der Abgang von
Lafontaine, im Kanzleramt als Geschenk
des Himmels empfunden, brachte nicht
den erhofften Klimawechsel.

Wie auch? Lafontaine ist überall: In der
Partei, die sich auf Willy Brandt und August
Bebel beruft, haben die Traditionalisten
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das Sagen.Auch in der Bundestagsfraktion,
repräsentiert, aber nicht geführt von Peter
Struck, stellen sie die Mehrheit.

Die meisten sind keine Überzeugungs-
täter, nur eben Apparatschiks, die den Par-
teitagsbeschluß mehr lieben als die Macht,
die ihre Arbeitsgruppe in der Fraktion als
zweite Heimat empfinden, die sich ernst-
hafte Sorgen vor allem dann machen, wenn
daheim im Wahlkreis sich was zusam-
menbraut.

Der echte Traditionssozi ist an zwei
schlichten Glaubenssätzen zu erkennen:
1. Wir haben kein Ausgaben-, sondern ein
Einnahmenproblem in der Sozialversiche-
rung; 2.Wir müssen wieder Recht und Ord-

nung auf dem Arbeitsmarkt
herstellen.

Die SPD-Bundestagsfrak-
tion ist gleichsam der ver-
längerte Arm der Sozial-

staatsmafia. Unternehmer gibt es hier
nicht, dafür aber Gewerkschafter, die jeden
Firmengründer gern reflexartig zum Feind
erklären.

Wer die Eigenverantwortung stärken,
den Leistungswillen fördern, die Steuer-
schraube zurückdrehen will, hat in der
SPD seinen Stallgeruch schnell verloren.

Das Netzwerk der Status-quo-Freunde
ist engmaschig gestrickt. Die Wohlfahrts-
verbände, die Landesanstalten der Ren-
tenversicherung, die Sozialbehörden in
Ländern und Kommunen, die kirchliche
Sozialarbeit, Krankenkassen und Gewerk-



Kabinettskollegen Eichel, Müller: Der Staat sol
schaften bilden ein Geflecht, das zusam-
men Hunderttausende Menschen beschäf-
tigt, die vom wuchernden Sozialstaat
prächtig leben.

Vom örtlichen Arbeitsamt bis zur Lan-
desversicherungsanstalt sind die Posten un-
ter den großen Parteien verteilt. Und paßt
der Proporz nicht, wird eben noch ein Po-
sten geschaffen.

Zur teuer bezahlten Wählerschaft der
SPD gehören 350000 Mitarbeiter der So-
zialversicherungen. Viele von ihnen leben
im wesentlichen davon, daß die Rehabi-
litation chronisch Kranker von der Ren-
tenkasse verwaltet wird.

Die Sozialstaatsmafia konnte bisher
noch jede größere Reform verhindern, sie
ist in beiden großen Parteien und in den
Gewerkschaften zu Hause. Unter Bundes-
kanzler Helmut Kohl hatte sie mit Ar-
beitsminister Norbert Blüm einen beson-
ders streitbaren Vertreter.

Besonders inzestuös aber ist die Bezie-
hung zwischen Genossen und Gewerk-
schaften. Von 298 SPD-Abgeordneten im
Bundestag haben 244 einen Gewerk-
schaftspaß. Verkehrsminister Franz Mün-
tefering ist bei der IG Metall, Bildungs-
ministerin Edelgard Bulmahn in der GEW,
Justizministerin Herta Däubler-Gmelin in
der ÖTV. Dort hat auch der Kanzler seine
Lektionen gelernt.

Acht Millionen Mark an Mitglieds-
beiträgen pumpten die Arbeitnehmerver-
treter in den Wahlkampf Schröders. Dafür
verlangen sie jetzt ein Vielfaches an Ge-
genleistung.Artig holte Schröder, kaum ge-
wählt, Reformen bei Rente und Lohnfort-
zahlung zurück.

Der Trugschluß des Kanzlers: Im Ge-
genzug würden die Funktionäre Zuge-
Problem Staatsschulden

FAMILIENURTEIL
Umsetzung des Kindergeld
spruchs in zwei Stufen –
2000 und 2002. Kosten:
etwa 8 Milliarden Mark.

REFORM DER
UNTERNEHMENSTEUER
Vergangene Woche gab
eine Expertenkommission
Empfehlungen ab. Die Hö
he der Nettoentlastung ist
aber noch umstritten.

Art. 115 des Grund-
gesetzes verlangt:
Die Nettoneuverschuldung
darf die Investitionsaus-
gaben grundsätzlich nicht
überschreiten.

Nettoneuverschuldung in Milliarden Mark
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HAUSHALTSRISIKEN
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ständnisse beim Bündnis für Arbeit ma-
chen, etwa Zurückhaltung bei den Tarif-
verhandlungen üben. Von wegen. IG-Me-
tall-Vize Jürgen Peters kündigte weiteren
Krawall an.

Und für seine Ideen zur Schaffung von
Tariffonds erntete Minister Riester die hef-
tigste Kritik von der Heiligen Johanna der
Sozialkassen, DGB-Vize Ursula Engelen-
Kefer.

Das Sagen haben, in der Fraktion und in
den Gewerkschaftszentralen, die Traditio-
nalisten, die die Welt in Gut und Böse, in
Arbeitnehmer und Unternehmer einteilen.
Ihr Weltbild ist fest gefügt, wer es anzwei-
felt, ein Neoliberaler.

Doch gerade die Arbeitswelt hat sich in
den vergangenen Jahren dramatisch ge-
wandelt. Die Betriebe müssen weit flexibler
auf Veränderungen reagieren, sie gliedern
immer mehr Arbeiten und ganze Abteilun-
Milliarden
Mark

-

-

KONJUNKTURDELLE
Die Regierung reduzierte ihre Wachs-
tumsprognose von 2,0 auf 1,6 Pro-
zent. Ein halbes Prozent weniger
Wachstum ergibt zwischen 5 und
10 Milliarden Mark Steuerausfall.

ARBEITSLOSIGKEIT
Immer noch bei rund vier Millionen.
Hunderttausend Arbeitslose mehr –
das kostet die Bundesanstalt für Arbeit
1,6 Milliarden Mark zusätzlich im Jahr.

KOSOVO-KRIEG
Bisher wurden im Haushalt zusätzlich
441 Millionen Mark veranschlagt.
Dauert der Krieg länger, sind womög-
lich Milliardenbeträge fällig.
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gen aus. Großkonzerne prägten das Indu-
striezeitalter, das Informationszeitalter ori-
entiert sich am Leitbild des – mehr oder
weniger – selbständigen Menschen.

Die Sozialsysteme sind auf diesen Wan-
del nicht vorbereitet und die Gewerk-
schaften schon gar nicht – sie fürchten um
Macht und Einfluß, um ihre Existenz. Und
so verteidigen sie, unterstützt von ihren
Bundesgenossen in den Parteien, den Sta-
tus quo, wo sie nur können.

Zunächst galt es, all das zu beseitigen,
was die alte Koalition an zaghaften Refor-
men auf den Weg gebracht hatte: die Ein-
schränkung der Lohnfortzahlung im
Krankheitsfall, die Lockerung des Kündi-
gungsschutzes, die demographische Kom-
ponente im Rentensystem. Und die SPD-
Fraktion machte willig mit.

Dann sollte die schöne alte Arbeitswelt
wieder restauriert werden. Da störten die

wachsende Zahl von 630-
Mark-Jobs und die vielen
Mehr-oder-weniger-Selb-
ständigen, die sich den So-
zialabgaben entziehen.

Daß mit solchen Geset-
zen der Spielraum des ein-
zelnen eingeschränkt wird,
nehmen die Traditionalisten
in Kauf. Sie dominieren die
SPD-Fraktion, und die wie-
derum ist der größte Macht-
faktor im Regierungslager,
durch schlichte Behäbigkeit
bestimmt sie das Tempo:
vorwärts im Kriechgang.

Das Gedankengut des
Weltökonomen Lafontaine
wirkt hier noch nach.
Schließlich klangen die
Worte, mit denen der be-

gnadete Redner die Genossen in seinen
Bann zog, allzu verlockend: Von schmerz-
haften Strukturreformen war da nichts zu
hören, viel dagegen von den Fehlern der
Geldpolitik.

Bei den Sozialexperten regiert noch im-
mer die alte Garde – so war Ottmar Schrei-
ner, 53, lange Jahre der Jüngste im Ar-
beitskreis Soziales der Fraktion. Die Hüter
der Programmbeschlüsse sind auch des-
wegen so mächtig, weil die Materie kom-
pliziert ist, das Vokabular abschreckend,
die Experten-Szenerie grau und ernst.Wer
weiß schon, was „Eckrentner“, „Auffüll-
beträge“ oder „Festbeträge“ wirklich sind?

So gibt das einflußreiche Experten-Kar-
tell aus Oppositionszeiten noch heute den
Ton an. SPD-Sozialexperte Rudolf Dreßler
erntet im Präsidium auch deshalb sowenig
Widerspruch, so ein Mitglied des Gremi-
ums, weil kaum jemand fachlich gegenhal-
ten könne.

Wie weit sich die rot-grünen Machthaber
mit solchem Denken von der Wirklichkeit
entfernt haben, erleben sie jetzt: Überall im
Land erhebt sich der Protest gegen die
bürokratischen Gesetze. Tenor: Rot-Grün,
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Sozialdemokrat Lafontaine*
„Dummbeutel in Bonn“
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beseelt vom Willen zu mehr sozialer Ge-
rechtigkeit, hat es zwar gut gemeint, aber
schlecht gemacht. Die Bevölkerung scheint
zu spüren, was viele in Bonn nicht spüren
wollen: Der Sozialstaat alter Prägung hat
sich selbst übersteuert, er muß reformiert
werden – weniger Geld, weniger Regeln,
mehr Effizienz.

Das Debakel der neuen Sozialgesetze
regt die Deutschen derzeit auf wie kaum
ein zweites Thema: Die Regeln für die 630-
Mark-Jobs haben eine Kündigungswelle bei
Kellnern, Zeitungsausträgern und Taxifah-
rern ausgelöst. Über fünf Millionen Men-
schen üben einen solchen Job aus, wer da-
neben noch ein weiteres Einkommen hat,
muß die 630 Mark künftig besteuern. Da
bleibt am Ende manchmal nur noch ein
Stundenlohn von acht Mark.
Wächter der Werte
Die Rückkehr von Oskar Lafontaine in die Öffentlichkeit 

empfinden selbst Freunde als Belastung.
Festen Schrittes zieht er ein, hin-
ter sich den vertrauten Schweif
von Kameraleuten und Mikrofon-

trägern. Wenn Oskar Lafontaine sich
öffentlich zeigt, ob beim Landespar-
teitag der Saar-SPD oder am 1. Mai – 
Aufmerksamkeit ist ihm sicher.

Bislang hatte der Zar von der Saar
nur im kleinsten Freundeskreis über
die „Dummbeutel in Bonn“ gelästert
und sich über den Kosovo-Krieg er-
regt. Mit seinem Auftritt als Mai-
Redner wollte er klarstellen, daß 
auch künftig mit ihm zu rechnen 
ist. Ein Leben als Privatmann, wie 
beim Rücktritt angekündigt, hält er
nicht aus.
19,5
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Arbeitgeber- und Arbeit-
nehmeranteil an der
gesetzlichen Renten-
versicherung in Prozent
des Bruttoeinkommens
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1999
Warum er am 11. März so abrupt in
die innere Emigration floh, hat er bis-
lang nicht erklärt. „Immer stand er an
der Spitze“, vermutet eine Parteifreun-
din, „einmal stand er nicht dort – und
prompt ist es schiefgegangen.“ Aber das
ist nur ein Teil der Wahrheit. Zum an-
deren gehört, daß Lafontaine sich und
seine politischen Botschaften in Bonn
je länger, desto weniger geschätzt sah.

Der Rückblick auf die vergangenen
vier Jahre, den Lafontaine demnächst
zu Papier bringen will, füllt den ehr-
geizigen Sensibilisten nicht aus.Wie ein
Profi testet er derzeit in Verhandlungen
mit Buchverlagen seinen Marktwert –
der wohl bei einer halben Million Mark
liegt. Mit viel Klatsch und Tratsch will 

* Am 14. April bei der Jubiläumsfeier „1000 Jahre
Saarbrücken“.
der Autor beispielsweise seinen erfolg-
reichen Parteitags-Putsch gegen Rudolf
Scharping schildern. Nur gegen Ende
sollen die Memoiren mit Rücksicht auf
die SPD und ihren Kanzler etwas dis-
kreter ausfallen.

Daß Lafontaine, der sich mehr denn
je als Wächter sozialdemokratischer
Werte fühlt, die politische Bühne aus-
gerechnet im Saarland wieder betrat,
geschah nicht ohne Bedacht. Selbst zu
Hause waren sie gram über den tristen
Abgang. Das Saarland ist ihm Heimat,
aber die Botschaften, die er dort ver-
kündet hat, waren immer für die ganze
Republik bestimmt – das „Reich“, wie
man im Saarland sagt.

Der Landesparteitag am vorver-
gangenen Wochenende war der Probe-
lauf: Wie ein Schaubudenbesitzer, der
Spektakuläres verheißt, keilte er das
Publikum für seine Kritik an Nato-
Einsatz und Wirtschaftspolitik: „Wer
interessiert ist, ist am 1. Mai herzlich
eingeladen.“

Unverblümt teilte der Rückkehrer
anschließend mit, wo er seine Rolle
wirklich sieht. „Das politische Tages-
geschäft wird in erster Linie der Mini-
sterpräsident bestimmen“, ließ er wis-
sen und damit auch, wer für die großen
Linien und entscheidenden Entwürfe
im Saarland weiterhin zuständig sein
will – er selbst.

„Da hab’ ich fast in die Kaffeetas-
se gebissen“, gestand ein SPD-
Vorständler hernach. „Unmöglich“,
raunte ein anderer zu Ministerpräsi-
dent Reinhard Klimmt herüber.

Der hat inzwischen erkannt, daß ihm
Lafontaine, mit dem ihn eine enge per-
sönliche und politische Freundschaft
verbindet, zur Gefahr werden könnte.
Wo immer Lafontaine sich vor den
Landtagswahlen am 5. September
zeigt: Klimmt wird – wie neulich beim
Landesparteitag – zur Nebensache.
Schon heißt es in der Führungsspitze
der Landespartei: „Oskar ist eine Be-
lastung für den Wahlkampf.“

Hastig bemühen sich inzwischen 
die Berater des Spitzenmannes, das
Steuer herumzureißen. Auf Wahl-
plakaten, die den Ministerpräsiden-
ten mit dem Ex-Vorsitzenden zeigen
sollten, wurde Lafontaines Kopf ge-
gen den von Gerhard Schröder aus-
getauscht. Horand Knaup
1960 70 80 90 99



„Es rollt eine nie dagewesene 
Kündigungswelle“
„Eine noch nie dage-
wesene Kündigungswel-
le“ erwartet deshalb Pe-
ter Imberg, Hauptver-
triebsleiter der WAZ-
Gruppe. Künftig bekom-
men viele seiner 6700
Austräger nur noch knapp 400 Mark aus-
bezahlt. „Für viele lohnt sich die Arbeit
nicht mehr“, sagt er. „Wir wissen nicht,
wie wir unsere Zeitungen zugestellt be-
kommen.“ Ein Drittel der Austräger hat
bereits mit Kündigung gedroht.

Das Ziel der Bundesregierung, die Zer-
schlagung fester Arbeitsverhältnisse in 630-
Mark-Jobs zu stoppen, geht nach Imbergs
Meinung bei den Zeitungsverlagen ins Lee-
re: „Zusteller kann ich nicht im Vollzeitjob
beschäftigen. Niemand will nachmittags um
vier die Zeitung im Kasten haben.“ Die
WAZ müßte 1000 Mark ausgeben, um den
Betroffenen nach der neuen gesetzlichen
Regelung die 630 Mark zu bezahlen, die
sie vorher bekommen haben.

So ist es in vielen Branchen, die auf Aus-
hilfen angewiesen sind – etwa in der Ga-
stronomie oder im Taxigewerbe. „Dut-

Landhotels „Na
in Lohmar bei K
tigt 40 Aushilf
Mark-Basis, die
einspringen. „I
keinen verzich
zendweise“ haben bei Hansa-Taxi in Ham-
burg die Aushilfen gekündigt, sagt Vorstand
Manfred Gieselmann. Einige seiner Kolle-
gen hätten bereits Taxen stillgelegt, „weil ih-
nen die Leute fehlen“. Der Hamburger Ta-
xenchef fürchtet jetzt, daß an Wochenenden
einfach weniger Taxen unterwegs sein wer-
den, „weil wir keine Fahrer kriegen“.

Vielen Einzelhandelsbetrieben geht es
genauso, auch die Reinigungsbranche ar-
beitet in großem Maße mit 630-Mark-Kräf-
ten. Diese Dienstleistungen werden nun
teurer – oder sie werden schwarz angebo-
ten. Dann hat der Staat weniger als zuvor.
d e r  s p i e g e
Ebenso gut gemeint
und ebensowenig durch-
dacht ist das Gesetz gegen
die Scheinselbständigkeit.
Es will verhindern, daß
Unternehmen Arbeiten
auf unechte, also Schein-
selbständige verlagern,
um Sozialabgaben zu spa-
ren. Die Regierung über-
sieht dabei, daß nicht
mehr die Festanstellung,
sondern die Selbständig-
keit für viele das Ziel ist.
Die müssen künftig um-
ständlich und bürokra-
tisch beweisen, daß sie
zum Beispiel nicht nur
von einem Auftraggeber
abhängig und somit wirk-
lich selbständig sind.

Eine Korrektur der
Chaos-Gesetze ist dem
Kanzler bisher nicht ge-
lungen. Riester stellte sich
stur, eine aufgebrachte
SPD-Fraktion versagte in
der vorvergangenen Wo-
che ihrem Kanzler die Ge-
folgschaft. Schröder regi-

strierte bei den Sozialpolitikern sogar ein
Gefühl des Triumphs. Ein Riester-Mitarbei-
ter nach der Sitzung: „Jetzt haben wir’s
euch mal gezeigt.“

Seine engsten Berater nahmen diese Nie-
derlage verärgert zur Kenntnis: „Das Ge-
setz“, so Kanzleramtsminister Bodo Hom-
bach, „wirkt ähnlich wie ein viel zu starkes
Pestizid. Das vernichtet nicht nur Schädli-
ches, sondern Nützliches. Wir wollten die
Scheinselbständigkeit bekämpfen und nicht
die Selbständigkeit.“ Mit dem Schein-
selbständigen-Entschluß habe sich die Ko-
alition einen „richtigen Tort“ angetan.

Auf Umwegen soll wenigstens eine
Korrektur des 630-Mark-Gesetzes er-
reicht werden: Eine neue Expertenkom-
mission, mit dem Präsidenten des Ar-
beitsgerichtshofs an der Spitze, wurde
von Schröder zur Beobachtung des Ge-

setzes eingesetzt.
Die SPD-Landeschefs hat

Schröder auf seiner Seite.
Am vergangenen Donners-
tag abend beschlossen die

SPD-Ministerpräsidenten, ebenfalls Geg-
ner des Gesetzes, bei einem Treffen im
Kanzleramt ein trickreiches Vorgehen.

Die Länder Bayern und Baden-Würt-
temberg hatten einen Antrag eingebracht,
der das Gesetz außer Kraft setzen wollte.
Mit Rücksicht auf Riester konnten die SPD-
Politiker dem Antrag zwar nicht zustimmen,
aber sie lehnten ihn auch nicht ab – sie ver-
wiesen das strittige Werk in die Ausschüsse
des Bundesrats, und dort soll es in einigen
Wochen gekippt werden. Politik paradox.

Die Genese des Gesetzes zur Schein-
selbständigkeit zeigt, wie raffiniert die So-

mie
aber des
fs-Häuschen“
ln, beschäf-
 auf 630-
ei Bedarf
 kann auf
n“, sagt er. 
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zialpolitiker alten Schlages
agieren – und wie sie dabei den
Kanzler vorführen.

In dem Papier aus dem Hau-
se Riester stehe nichts Brisan-
tes drin, hieß es von dort. Die
Lektüre könne man sich spa-
ren. Es sei ein alter Blüm-Ent-
wurf, es ginge lediglich um die
Umsetzung von Richterrecht in
Gesetzesform, nicht der Rede
wert.

In einer Umlaufmappe wur-
de der Gesetzestext von Mini-
sterium zu Ministerium ge-
reicht, überall zeichneten nur
die Staatssekretäre gegen.
Außer Riester hatte kein hoch-
rangiges Kabinettsmitglied das
Gesetz gelesen.

Es rangierte folgerichtig auf
der Tagesordnung des Kabi-
netts unter der Überschrift
„Gesetze ohne Aussprache“.
„Das ganze Thema“, erinnert
sich ein Minister, „hat keine
Sau interessiert.“

Auch bei der 630-Mark-De-
batte haben sich die Regieren-
den schlicht verkalkuliert.Vie-
le in der SPD hätten die ehe-
mals abgabenfreien Mini-Jobs
am liebsten abgeschafft. Noch
in den Koalitionsverhandlun-
gen wurde eine rigide Lösung
verabredet: Sozialabgaben-
pflicht plus Steuerlast für alle.

Den Grünen war diese Lö-
sung schon damals nicht geheu-
er. Deren Sozialpolitiker ver-
stehen sich als Anwälte der Job-
hopper, der Teilzeitkräfte oder
der neuen Selbständigen, die
mal fest, mal freiberuflich ihr
Geld verdienen. Der Wandel
der Erwerbsbiographien war
stets ihr Thema, das alte SPD-
Leitbild vom Facharbeiter mit
Vollzeit-Job auf Lebenszeit gilt
ihnen als antiquiert.

Doch die vom Wahlsieg
überraschten Grünen hielten
still – die Einnahmen sollten teilweise ihrer
Gesundheitsministerin Andrea Fischer zu-
kommen. Sie waren zur Absenkung der
Zuzahlungen für Medikamente gedacht
und damit fest verplant. Das Geld für uns,
den Ärger für die anderen, so dachten die
Grünen.

Schon damals hätte Schröder bremsen
müssen – schließlich hatte er sich im Wahl-
kampf persönlich festgelegt. Im Gegensatz
zu seiner Partei versprach er, die Mini-Job-
ber würden künftig nicht schlechtergestellt.

Schröder schaute weg. So konnte Ar-
beitsminister Riester mit der Fraktion eine
Lösung aushandeln, die anderes im Sinne
hatte: mehr Geld sollte in die Sozialkassen
fließen – dauerhaft. Das Schicksal der Be-
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troffenen spielte offenbar keine entschei-
dende Rolle, es ging schließlich um Großes
– die Rettung der Sozialsysteme.

Erst jetzt horchte Schröder auf. Ein wo-
chenlanges Gezerre um die 630-Mark-Be-
schäftigten begann. Mal sollten die Betrof-
fenen zwar Beiträge zahlen, dafür aber kei-
ne Leistungen erhalten – ein absurder Ge-
danke. Mal sollte der Betriebsrat über die
Einstellung von neuen 630-Mark-Kräften
mitreden können – nicht minder bizarr.

Schließlich blieb für einen Teil der Be-
troffenen alles beim alten. Wer nur einen
630-Mark-Job bestreitet, steht nicht
schlechter da als früher. Steuern muß er
nicht zahlen, die fälligen Sozialabgaben
trägt der Arbeitgeber.
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Doch wer es wagt, mehrere
dieser Mini-Jobs zu besitzen
oder gar einem Hauptberuf
nachzugehen, der wird rasiert.
Er muß die Zusatzverdienste
voll versteuern – mit seinem
persönlichen Spitzensteuer-
satz.

Auch früher, verteidigt sich
Riester (siehe SPIEGEL-Ge-
spräch Seite 42), seien mehre-
re dieser kleinen Beschäfti-
gungsverhältnisse abgabe-
pflichtig gewesen. Nur konnte
(und wollte) das zuvor nie-
mand kontrollieren. Der Ar-
beitgeber zahlte die Steuer, der
Arbeitnehmer war nirgendwo
registriert. Die 630-Mark-Jobs
wurden zur Steueroase der
kleinen Leute – die Politik
schaute absichtsvoll weg.

Weil alle Nachbesserungen
bisher kaum Linderung brach-
ten, geht das politische Gefeil-
sche nun von vorne los. Ein rie-
siges Mediengetöse begleitet
die Fingerübungen der Regie-
rung.

Gleich zweimal bestritt die
rheinische Boulevardgazette
„Express“ vergangene Woche
ihre Titelseite mit dem Thema.
„Ich arbeite schwarz“, ließ das
Blatt bislang geringfügig Be-
schäftigte, das Gesicht scham-
haft mit den Händen verdeckt,
bekennen. „Bild“ sieht eine
„Wutwelle“ durch Deutsch-
land rollen.

Die Lage für Schröder ist
mehr als nur kompliziert: Denn
ohne grundlegende Reform des
gesamten Sozial- und Steuer-
systems wird jede Einzelkor-
rektur fast automatisch zum
Fiasko. Einerseits: System-
widrige Ausnahmen verbieten
die Gerichte, der hehre Gleich-
heitsgrundsatz ist dann in Ge-
fahr.Andererseits fehlt für eine
Ausweitung von Sozialleistun-

gen schlicht das Geld. Anders als in den
siebziger Jahren hat der Staat nichts mehr
zu verteilen.

Im Staatshaushalt klafft ein Milliarden-
loch, der Spielraum, den der Maastricht-
Vertrag für neue Schulden läßt, ist ausge-
schöpft. Die höchsten Gerichte bombar-
dieren die Regierung regelrecht mit Ent-
scheidungen, die zur Umkehr zwingen. Das
Signal von Verfassungsgericht und Bun-
desfinanzhof ist eindeutig: Das bisherige
Steuerrecht, das mit seinem System des
Gebens und Nehmens zur zentralen Um-
verteilungsmaschine des Sozialstaats wur-
de, ist renovierungsreif.

Vor drei Monaten hatte Karlsruhe die
Regierung erst dazu verdonnert, Familien
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Jede Einnahme fest verplant
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mit Kindern wesentlich besser
zu stellen. Die Umsetzung die-
ses Urteils wird die Regierung
mindestens 8 Milliarden Mark
kosten, möglicherweise sogar
20 Milliarden Mark.

Jetzt präsentierte der Bun-
desfinanzhof aus München, das
höchste deutsche Steuerge-
richt, ein Urteil, das die rot-
grünen Steuerreformer erneut
mächtig in die Bredouille
bringt.Anders als ursprünglich
geplant, müssen sie nun wohl
auch den privaten Spitzensteuersatz sen-
ken, nicht nur die Unternehmensteuern.
Oder sie lassen, entgegen ihren Verspre-
chen, alles beim alten.

Der Bundesfinanzhof hält es jedenfalls
für ungerecht, wie der Fiskus gewerbliche
Einkünfte gegenüber anderen Einkunfts-
arten, etwa von Beschäftigten, bevorzugt.
Die alte Regierung hatte die Ungleichheit
mit der besonderen Verpflichtung der Fir-
men für die Schaffung von Arbeitsplätzen
begründet. Derzeit liegt der Spitzensteu-
ersatz für diese Firmengewinne bei 47 Pro-
zent, der für Privatleute bei 53 Prozent.

Schröder & Co. wollen in ihrem Kon-
zept für die Unternehmensteuerreform die
„Spreizung“, wie die Steuerexperten das
nennen, sogar noch vergrößern.

Ein deutlich reduzierter Spitzensatz für
alle Steuerzahler war bislang in der SPD
weitestgehend tabu. Lafontaine stellte sich
stets quer, wenn Ministerpräsidenten wie
Wolfgang Clement oder Heide Simonis an
diesem Thema rührten. Im gerade verab-
schiedeten Steuerreformgesetz wagten die
Sozialdemokraten es gerade einmal, den
Höchstsatz binnen drei Jahren von 53 Pro-
zent auf 48,5 Prozent zu senken.

Zu einer radikalen Steuerreform – mit
einfachen Regeln und niedrigen Sätzen –
kann sich die Regierung auch jetzt nicht
durchringen. Reformer wie Hombach plä-
dieren für eine Nettoentlastung von Bür-
gern und Firmen: „Intelligente Steuersen-
kungen führen zu mehr Einnahmen für den
Staat“, sagte er am vergangenen Mittwoch
in der London School of Economics. Und
verwies auf das Beispiel USA: Dort de-
battiert der Kongreß seit Monaten, wie der
Haushaltsüberschuß von 70 Milliarden
Dollar auszugeben sei.

Die Sozialpolitiker können sich
über Hombachs For-
derung leiden-
schaftlich

Ministerin 
alte Bund
1990 jew
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8,4 8,2
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36
empören, sie sehen sich und
ihre Fördertöpfe in Gefahr. Ihr
wichtigstes Wort heißt daher
„Gegenfinanzierung“.Was der
Staat auf der einen Seite gibt,
etwa durch Senkung der Ein-
kommensteuer, soll er auf der
anderen sofort wieder kassie-
ren, zum Beispiel durch Er-
höhung der Mehrwertsteuer.

Schröder schweigt, sein Fi-
nanzminister rechnet noch. Ein
schlüssiges Konzept besitzt in
Bonn derzeit niemand. Der Re-

formdruck, so scheint es, hat die Handeln-
den kalt erwischt.

Das Ausmaß an Ratlosigkeit überrascht:
Keine deutsche Regierung konnte auf so-
viel Expertise zurückgreifen wie die Schrö-
der-Truppe.Alle Probleme, die es heute zu
lösen gilt, von der Steuerreform über den
Subventionsabbau bis zur Schlankheitskur
für den Staatsapparat, wurden tausendfach
diskutiert und durchgerechnet. Im Aus-
land sind alle nur denkbaren Varianten ei-
ner Reformpolitik im Praxistest zu besich-
tigen.
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Die Vereinigten Staaten machten vor,
wie eine radikale Steuersenkung das Wirt-
schaftsleben aktiviert und zu einem Job-
wunder ohne Beispiel führen kann. Die
Niederländer zeigten, daß auch eine Kon-
sensrunde von Gewerkschaften, Arbeitge-
bern und Staat zum gleichen Ergebnis
führen kann.

Soviel Vorbild war nie. Konrad Adenau-
er, der erste Nachkriegskanzler, mußte al-
lein sehen, wie er das zerstörte Nach-
kriegsdeutschland aufforstete. Ludwig Er-
hard, sein Nachfolger, besaß vor allem den
festen Glauben an die Kräfte der Markt-
wirtschaft.

Auch für die Ostpolitik von Willy Brandt
lag kein Blue Print vor, tastend mußte der
SPD-Kanzler seine Politik der Annäherung
gegenüber den Kommunisten entwickeln.
Helmut Kohl hatte die deutsche Einheit
nicht mal als Plangröße im Visier, das Groß-
ereignis kam einfach über ihn.

Schröder kennt die Probleme, die er zu
lösen hat, seit einem Jahrzehnt. Und den-
noch – oder deshalb? – zögert er. Er hat
eine sozialdemokratische Partei im Rücken
(wie Tony Blair), nur ohne die staatlichen

Vorarbeiten einer Maggie
Thatcher.

Im Ausland wird das
deutsche Zaudern mit Er-
staunen registriert. So
geißelte der Internationale
Währungsfonds (IWF)
jüngst das „bemerkens-
werte Versagen“ der Deut-
schen und anderer eu-
ropäischer Volkswirtschaf-
ten beim Kampf gegen die
Massenarbeitslosigkeit.

Als am vergangenen
Dienstag darüber in Wa-
shington debattiert wurde,
mußte sich Hans Eichel gar
von Chinas Zentralbank-

Gouverneur Dai Xianglong belehren las-
sen, „vom letzten Kommunisten“, wie Ei-
chel süffisant anmerkte: Dai forderte Eichel
ebenso wie seine europäischen Kollegen
auf, endlich ihre Arbeitsmärkte zu dere-
gulieren. Der Neuling aus Hessen war baff:
„Das muß ich unbedingt der SPD-Fraktion
erzählen.“

Kritisch beäugen auch die Ökonomen
im eigenen Land das Treiben der Regie-
rung. Die Bewältigung der Jobkrise, schrie-
ben Deutschlands Wirtschaftsforschungs-
institute vergangene Woche in ihrem tra-
ditionellen Frühjahrsgutachten, erfordere
einfach „große Anstrengungen“. „Vertei-
lungspolitische Maßnahmen“ allein, so wie
bisher, brächten nun mal „keine nennens-
werten Impulse für Wachstum und Be-
schäftigung“.

Wie es anders geht, hat Kanzleramtsmi-
nister Hombach, ein Ex-Preussag-Manager,
in einem Buch über „Linke Angebotspoli-
tik“ aufgeschrieben, das direkt nach der
Wahl für Aufsehen sorgte. Bislang ist es ihm

W
. 

M
. 

W
E
B
E
R



26

28

30

32

3434,4

29,0

A
P

Politiker Schröder, Fischer, Lafontaine*: An Expertisen herrscht kein Mangel
33,4

nicht gelungen, seinen schriftstellerischen
Forderungen auch Taten folgen zu lassen.

Arbeitsminister Riester, von Schröder
gegen die Alt-SPD durchgesetzt, hat den
Regierungschef bisher bitter enttäuscht. Im
Wahlkampf noch als Mann mit unkonven-
tionellen Ideen gefeiert, haftet dem ehe-
maligen Vize-Chef der IG Metall plötzlich
das Image des Bremsers an.

Seine Bonner Mitstreiter taten Riesters
Betulichkeit zunächst als Anfängersünden
ab. Doch seit der Minister sich vor der rie-
sigen SPD-Bundestagsfraktion gegen sei-
nen Kanzler stellte, schütteln selbst Wohl-
meinende nur den Kopf.

Noch erträgt Riester die Kritik an seiner
Person mit erstaunlicher Ruhe.Während in
Bonn schon Kandidaten wie Verkehrs-
minister Franz Müntefering oder SPD-
Bundesgeschäftsführer Ottmar Schreiner
als Nachfolger gehandelt 
werden, verteidigt er eisern 
die umstrittenen Gesetze, als
sei nichts geschehen. „Ei-
gentlich denkt der Riester 
gar nicht so“, wundert sich
selbst Arbeitgeberpräsident
Dieter Hundt, ein langjäh-
riger Vertrauter des Mini-
sters.

* Am 20. 10. 1998 nach den er-
folgreich beendeten Koali-
tionsgesprächen.
*alle Ausgaben des Staates und der Versicherungs-
träger für die soziale Sicherung
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Reformer berichten immer wieder,
Riester habe beim persönlichen Gespräch
neuen Ideen freudig zugestimmt und 
sei später zurückgerudert – mit der Be-
gründung, seine Fachleute im Ministerium
hätten ihm abgeraten.

So entstand das Image des allzu sanften
Ressortchefs, der sein Haus nicht steuert,
sondern selbst gesteuert wird – von einem
Beamtenapparat, der den Status quo ver-
teidigt. „Die haben den eingenordet“, sagt
ein Kabinettskollege.

Am kraftvollsten geht bisher noch Wirt-
schaftsminister Werner Müller ans Werk.
So drängt der Quereinsteiger aus der
Energiebranche auf einen radikalen Sub-
ventionsabbau oder fordert mehr Mut bei
der Steuerreform. Einer Mehr-
wertsteuererhöhung, erklärt
er wacker, werde er nicht zu-
m Sozialstaat
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stimmen. Müllers Manko: Er ist parteilos,
verfügt also in der stärksten Regierungs-
partei über keine Hausmacht. Seine Ideen
taugen oft nur für die Schlagzeilen der 
Tageszeitung – und danach ab ins Alt-
papier.

Für Schröder avancierte der neue Chef
im Finanzministerium zum Hoffnungs-
träger. Eichel, der Wahlverlierer aus Hes-
sen, gilt zwar nicht als radikaler Reformer,
als Systemveränderer, der das Steuersy-
stem völlig umstürzen will; selbst der
Kanzler urteilt öffentlich: „Der tanzt nicht
wie Fred Astaire und singt nicht wie 
Caruso.“

Doch der Bundeskanzler traut dem 
korrekten Verwaltungsfachmann wenig-
stens zu, den maroden Haushalt zu sanie-
ren und – anders als Lafontaine – die Aus-
gabengelüste der Fraktion stärker zurück-
zudrängen. Eichel, kaum drei Wochen 
im Amt, läßt keinen Zweifel daran, daß 
er dies als seine wichtigste Aufgabe an-
sieht.

Eine „rigide Haushaltspolitik“, erzählt
der Neuling, sei schließlich inzwischen „ein
typischer Wesenszug der modernen Sozi-
aldemokratie in ganz Europa“. Wolle die
deutsche SPD etwas anderes, stünde sie
künftig allein; selbst Frankreich fahre einen
strikten Sparkurs. Eichel: „Am eisernen
Sparen führt kein Weg vorbei.“ Aber reicht
das? Und ist womöglich schon dieser Kraft-
akt nicht zu schaffen?

Schröders Machtprobe mit den Sozial-
politikern steht noch aus.Auf offener Büh-
ne wird er sich mit ihnen anlegen müssen,
streiten um die Grundlinie seiner Kanzler-
schaft und auch um Details. Im risikofrei-
en Selbstlauf, soviel ist mittlerweile klar,
wird ein neues „Modell Deutschland“
nicht entstehen. Elisabeth Niejahr,

Ulrich Schäfer, Barbara Schmid,
Hajo Schumacher, Gabor Steingart


